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Mit der Vermögenssteuer die
Reichen schröpfen

von Dr. Hugo Müller-Vogg

Der Neid ist die aufrichtigste
Form der Anerkennung",
wusste schon Wilhelm

Busch. Da ist etwas dran. Wer es
hierzulande zu etwas gebracht
hat, darf sich höchster Anerken-
nung erfreuen – und zwar von So-
zialdemokraten, Grünen und Links-
partei. Das untrügliche Indiz: Sie
alle gönnen den „Reichen“ nicht,
was sie haben, wollen ihnen durch
eine Vermögenssteuer einen Teil
davon wegnehmen. Während die
Grünen sich derzeit beim Thema
Vermögenssteuer still verhalten,
macht bei der SPD deren stellver-
tretender Vorsitzender Thorsten
Schäfer-Gümbel mobil.

Nicht zur reinen Freude von
Parteichef Sigmar Gabriel. Denn
der bleibt sich bei der Besteue-
rung großer Vermögen treu: Er ist
mal dafür, mal dagegen.

Denen, die mehr haben, etwas
wegzunehmen, trieb Sozialisten
aller Schattierungen schon immer
um. Weil sie Ungleichheit grund-
sätzlich mit Ungerechtigkeit gleich-
setzen. Deshalb war es für sie ein
schwerer Schlag, dass das Bun-
desverfassungsgericht 1997 die
bis dahin geltende Vermögens-
steuer für verfassungswidrig er-
klärte. Seitdem sinnen sie auf
neue Wege, um die „Reichen und
Superreichen“ kräftiger zur Kasse
zu bitten. Das ist nicht einfach,
weil die Bewertung von Immobi-
lien, Kapitalvermögen oder Kunst-
werken schwierig und obendrein
sehr aufwendig ist. Zumal die Wer-
te Jahr für Jahr neu ermittelt und
festgesetzt werden müssten.
Immerhin haben inzwischen die
Sozialdemokraten eingesehen,
dass die Besteuerung von in
Unternehmen gebundenem Ver-
mögen die Umverteilungs-Ideolo-
gen vielleicht glücklich macht, die
Innovationskraft der mittelständi-

schen Familienunternehmen samt
ihrer Arbeitsplätze aber gefährdet.

Unabhängig vom Nutzen und
Schaden einer Vermögenssteuer
stellt sich jedoch die Frage, wa-
rum Vermögen eigentlich besteu-
ert werden soll.

Vorhandenes Vermögen kann
nur aus zwei Quellen stammen:
aus bereits versteuerten Einkom-
men und Gewinnen oder aus kri-
minellen Aktivitäten.

Vom Neid diktiertes Menschenbild
Rechtlich einwandfrei erworbenes
Vermögen ist also bereits ver-
steuert, für die Beute von Krimi-
nellen dagegen ist die Staatsan-
waltschaft zuständig, nicht das Fi-
nanzamt. So besehen gibt es für
eine Vermögenssteuer nur eine
Begründung: dass der Fiskus nie
genug kriegen kann.

Bei den Befürwortern einer
Vermögensumverteilung via Steu-
er – weg von Privat, hin zum Staat
– schwingt stets die Unterstellung
mit, wer viel habe, müsse das
irgendwie auf illegale Weise er-
worben haben.

Schäfer-Gümbel und seine
hessische SPD haben deshalb zur
Ausarbeitung ihres Vermögens-
steuer-Konzepts hessische Steu-
erfahnder hinzugezogen. Das sagt
viel über ihre Intention: Wenn du
zu Reichen gehst, nimm gleich die
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Fahnder mit. Man kann es auch
anders ausdrücken: Wer mehr hat
als andere, muss erst mal nach-
weisen, dass er kein Gauner ist.
Ein interessantes, nein, ein ab-
schreckendes, vom Neid diktier-
tes Menschenbild.

Nach den Vorstellungen Schä-
fer-Gümbels soll die jährlich zu
entrichtende Vermögenssteuer
ein Prozent betragen. Pro Person
ist ein Freibetrag von zwei Millio-
nen Euro vorgesehen. Mit stei-
gendem Vermögen wird der Frei-
betrag aber abgeschmolzen: Bei
mehr als 3,5 Millionen Euro läge
er nur noch bei 500.000 Euro.
Nun erscheint ein Prozent nicht
viel. Aber es geht ja nicht um eine
einmalige Vermögensabgabe,
sondern um eine jährlich zu ent-
richtende Steuer. Innerhalb von
30 Jahren beansprucht der Staat
also 30 Prozent aller Vermögen
von mehr als zwei Millionen,
innerhalb von 50 Jahren nimmt er
sich die Hälfte. Dafür gibt es nur
einen Begriff: Enteignung.

Das SPD-Konzept wendet sich
an alle, die den „Reichen“ ihr Ver-
mögen nicht gönnen, selbst aber
von einer solchen Umverteilung
nicht betroffen wären. Lediglich
bis zu 400.000 Haushalte sollen
betroffen sein, also nicht die Mas-
se potentieller SPD-Wähler. Das
Neidgefühl der eigenen Anhänger

wird also befriedigt, ohne dass
sie in Gefahr geraten, Neidsteuer
entrichten zu müssen. 400.000
Haushalte klingen nicht nach viel.
Aber betroffen wären sehr viele
Familienunternehmer und Arbeit-
geber.

Rot-roter Neidsteuer-Kompromiss
Doch Vorsicht: Der SPD-Plan ist
für den Wahlkampf gedacht. Nach
der Wahl ist aber immer vor den
Koalitionsverhandlungen. Denn
solche wird es brauchen, wenn
die Sozialdemokraten 2017 end-
lich Rot-Rot-Grün verwirklichen
wollen. Eine absolute SPD-Mehr-
heit zeichnet sich jedenfalls nicht
ab. Da kommt Die Linke ins Spiel.
Die hatte schon bei der letzten
Wahl eine Millionärssteuer propa-
giert: 5 Prozent auf alle Vermö-
gen von einer Millionen und mehr.
Da kann man sich schon ausrech-
nen, wie ein rot-roter Neidsteuer-
Kompromiss aussähe: 2,5 Pro-
zent auf Vermögen von 1,5 Millio-
nen Euro und mehr. Und die
Grünen? Die würden da kaum im
Wege stehen. Vor der Bundes-
tagswahl 2013 hatten sie eine
Vermögensabgabe von 1,5 Pro-
zent gefordert – auf die Dauer von
zehn Jahren.

Noch ist bei der SPD parteiin-
tern nichts entschieden. Aber die
Tendenz bei den Sozialdemokra-
ten ist eindeutig: Die „Reichen“
werden unter Generalverdacht
gestellt, damit die Öffentlichkeit
eine Vermögenssteuer als ge-
rechte Strafe empfindet. Der
Steuerwahlkampf 2017 ist noch
nicht eröffnet – die Neiddebatte
dagegen schon.

Erstveröffentlichung: „Tichys
Einblick - die liberal-konservative
Meinungsseite -
www.rolandtichy.de
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Die Volksparteien befinden
sich seit geraumer Zeit in
der Defensive. Sie haben

nach dem Krieg über nunmehr drei
Generationen Hervorragendes ge-
leistet. Man wusste genau, dass
aus der Zersplitterung der Partei-
enlandschaft in der Weimarer Re-
publik Unheil erwachsen war und
entwickelte deshalb innerhalb we-
niger Parteien ein breites Mei-
nungsspektrum und eine große In-
tegrationskraft. So konnten sich
Menschen der verschiedensten
gesellschaftlichen und sozialen
Schichten mit den nicht vom Zeit-
geist getriebenen sondern von fes-
ten Grundsätzen geprägten Pro-
grammen identifizieren. Aber seit
geraumer Zeit scheinen manche
Führungspersonen davon so er-
folgsverwöhnt zu sein, dass sie
glauben, auf Integration und
Grundsätze verzichten zu können.
So kam es zu einem schleichenden
Erosionsprozess unseres derzeiti-
gen Parteiensystems.

Öffnung nach links
Der begann in der CDU damit, dass
sich die Volkspartei von ihren his-
torisch programmatischen Tradi-
tionen verabschiedet hat. Noch zu
schwarz-gelben Zeiten gab es An-
fang 2010 eine „Berliner Erklärung“
der Bundes-CDU, in der sie sich de-
monstrativ nach links öffnete und
konservative Positionen räumte.

Unionsanhänger sammelten aus
Protest dagegen unter dem Motto
„Aktion Linkstrend stoppen“ über

10.000 Unterschriften. Aus dieser
Bewegung heraus gründete sich in
der CDU der heutige „Berliner
Kreis“, dem seinerzeit noch der
heutige Bundesvize der AfD, Ale-
xander Gauland, angehörte.

Der Linksdrift der Union blieb
bis vor kurzem machtpolitisch fol-
genlos. Da keine ernstzunehmende
politische Konkurrenz vorhanden
war, wurde die CDU-Führung ge-
genüber dem konservativen Wäh-
lermilieus immer arroganter. Die
Machterhaltungsstrategie der Bun-
deskanzlerin beruhte auf der An-
nahme, dass ein Abgang von
Stammwählern durch den tempo-
rären Zuwachs neuer Wähler-
schichten und durch „asymmetri-
sche Wählerdemobilisierung“ er-
zeugtes Wegbleiben der Unzufrie-
denen von der Wahlurne, mehr als
nur ausgeglichen würde.

Präsidialer Führungsstil
Der Bundesvorstand der CDU
dachte nicht an Kurswechsel, blieb
bei seinem vermeintlichen Moder-
nisierungskurs und der Aufgabe
der bürgerlich-konservativen Iden-
tität. Die Energiewende, Euroret-
tung, Asylpolitik und selbst jüngst
die Kaufprämie für Elektroautos, al-
lesamt ordnungspolitische Sün-
denfälle, sind in einem präsidialen
Führungsstil getroffene Grundsatz-
entscheidungen, die nicht nur im
Wesentlichen unter Ausschluss
des Parlamentes getroffen wurden,
sondern bestehendes Recht aus-
setzen oder zumindest bis an die

äußersten Grenzen der Belastbar-
keit dehnen. Soviel Anpassung an
rot-grüne Positionen, deren Spitze
der Koalitionsvertrag oder der Mer-
kelsche Satz „Der Islam gehört zu
Deutschland“ war, und so viel won-
nige Umarmung, durch die der po-
litische Gegner zunächst verblüfft
und danach marginalisiert wird,
kann die Macht nur für eine Weile
erhalten. Sie steht aber auf töner-
nen Füßen. Weil auch der letzte
wohlmeinende Konservative irgend-
wann einmal mitbekommt, dass
das mit politischer Kontinuität und
bürgerlichem Profil nicht mehr viel
zu tun hat. Einer „Demokratur“ will
er nicht die Hand reichen, indem er
Union wählt. Folglich haben die
letzten Landtagswahlen gezeigt,
dass die Merkelsche Rechnung
nicht mehr aufgeht. Denn augen-
scheinlich verliert die Union in der
Mitte und rechts ja mehr, als sie an
linken Wechselwählern dazu be-
kommt. In Wirklichkeit gewinnt sie
also keine neuen Wählerschichten,
sondern verliert die alten.

Bündelung des Protestpotentials
Es war jahrzehntelang erklärtes Ziel
der Union, alle politischen Anstren-
gungen zu unternehmen, damit sich
rechts von ihr keine neue Partei eta-
blieren kann. Stattdessen hat sie
aber rechts der Mitte Platz gemacht.
Nun füllt sich das Vakuum durch ei-
ne neue politische Kraft. Die AfD
macht die inhaltlichen Defizite und
Fehlentscheidungen erbarmungslos
sichtbar, rollt das Feld in breiter

Präsidialer
Führungsstil

„Die Energiewende,
Eurorettung, Asyl-
politik und selbst
jüngst die Kaufprä-
mie für Elektro-
autos, allesamt
ordnungspolitische
Sündenfälle, sind in
einem präsidialen
Führungsstil getrof-
fene Grundsatzent-
scheidungen.“

von Veronika Bellmann MdB

Ordnungspolitische Sündenfälle
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Front auf. Sie nutzt einerseits das
ratlose konservative Wählerpotenti-
al, das die Union hinterlassen hat,
indem sie ihnen ein Grundsatzpro-
gramm anbietet, in das sehr we-
sentliche Teile der Unionsprogram-
matik aufgenommen wurden. Ande-
rerseits bündelt sie auch das
Protestpotential der Wähler, die oh-
nehin gegen alles sind, was „von
oben“ kommt.

Letztere werden wir wohl kaum
wieder zurückgewinnen, selbst
wenn sich die Bundesvorsitzende
und ihre Unionsspitze tatsächlich
dem vom „Berliner Kreis“ unter
anderem immer wieder geforder-
ten Kurswechsel unterziehen
würden. Die bürgerlich-konservati-
ven Wähler aber dürfen wir nicht
verloren geben.

„Zurück in die Zukunft“
Dazu ist das Mittel der Dämonisie-
rung der AfD völlig ungeeignet. De-
ren Wähler beziehen die auch auf
sich und mit platter Ausgrenzung
geht man immer baden, wie uns
das Beispiel der FPÖ in Österreich
deutlich zeigt. Also muss die CDU
sich mit den Positionen der AfD
effektiv auseinandersetzen und
gegenüber deren Wählern ihre

nach wie vor gültigen Grundsätze
christlich-demokratischer Pro-
grammatik in der Politik der Union
wieder sichtbar machen. Denn
nicht viele Wähler sind von der
Mitte nach rechts gewandert, son-
dern die Union von der Mitte nach
links! Ob und wie lange sich die
AfD hält, ist insofern unerheblich
für die Notwendigkeit des „Zurück
in die Zukunft“, hin zu einer Union,
die sich sowohl auf ihre christlich-
soziale als auch ihre freiheitlich-
bürgerlich-konservative Identität
besinnt und insofern als Volkspar-
tei wieder ein umfassendes Spek-
trum politischer Meinungen abbil-
det. Die konservative Wurzel der
Union ist schon ziemlich ausge-
dörrt, die christliche darf nicht
sterben, auch wenn Generalsekre-
tär Tauber die Union zunehmend
für Muslime öffnet.

Wir müssen unsere Wähler auf
der Grundlage einer erkennbaren
christlichen Orientierung mit mo-
dernen Botschaften zur deutschen
Leitkultur, zur Bedeutung von Ver-
antwortung und Freiheit, zur sozia-
len Marktwirtschaft, zur inneren
Sicherheit, zur Familie, zum Le-
bensschutz und zum Patriotismus
ansprechen. Dass eine solche

Kursänderung insbesondere einer
Bundesvorsitzenden Angela Mer-
kel schwerfallen dürfte, wurde mir
erst neulich wieder klar.

Halbwertzeit der eigenen Aussagen
Ich fragte die Kanzlerin im Zu-
sammenhang mit der Integration
von Migranten nach der Umsetzung
des Parteitagsbeschlusses und ihren
eigenen befürwortenden Aussagen
noch vom März diesen Jahres, wie es
denn jetzt stehe mit der Aufnahme
von „Deutsch ins Grundgesetz“. Sie
wiegelte ab mit dem Verweis auf die
vielen Anglizismen im deutschen
Sprachgebrauch und dass man ja
nun nicht dauernd das Grundgesetz
wegen „Irgendwas“ aufmachen kön-
ne und Begehrlichkeiten wecken sol-
le. Da kann man schon mal Schnapp-
atmung kriegen. Erstens wegen der
Halbwertszeit der eigenen Aussagen
und eines Bundesparteitagsbe-
schlusses und zweitens bezüglich
der Definition der deutschen Spra-
che als „Irgendwas“. Verfassungspa-
triotismus darf man von ihr als
Staatschefin offenbar nicht verlan-
gen. Sehr bezeichnend, allerdings
nicht für Konservative und – ich den-
ke – auch nicht für die Mehrheit der
Bürger unseres Landes. �

Bürgerliche
Identität

„Die CDU muss
sich mit den
Positionen der
AfD effektiv
auseinandersetzen
und gegenüber
deren Wählern
ihre nach wie vor
gültigen Grund-
sätze christlich-
demokratischer
Programmatik
in der Politik
der Union wieder
sichtbar machen.“
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Im vergangenen Jahr haben
Firmen aus Deutschland Wa-
ren im Wert von über 89

Milliarden Euro in das Vereinig-
te Königreich exportiert. Im
Gegenzug beliefen sich die Im-
porte von dort nach Deutsch-
land gerade mal auf etwas mehr
als 38 Milliarden Euro. Dieser
Trend hat sich in den ersten Mo-
naten dieses Jahres fortgesetzt:
Im 1. Quartal 2016 wurden
deutsche Güter für rund 23
Milliarden Euro nach Großbri-
tannien geliefert und Waren für
nicht einmal 9 Milliarden Euro
aus dem Vereinigten Königreich
importiert. Die deutschen Han-
delsbilanzüberschüsse gegen-
über Great Britain fielen in den
letzten Jahren entsprechend
hoch aus: Sie stiegen von fast
32 Milliarden Euro in 2013 auf
über 40 Milliarden Euro in 2014
und auf mehr als 51 Milliarden
Euro in 2015.

Wenig ökonomische Folgen
Nach Frankreich und den
Niederlanden ist Großbritannien
zwar der drittgrößte Handels-
partner Deutschlands in der EU.
Allerdings machen die Ausfuh-
ren nach GB an den gesamten
deutschen Exporten in die EU
gerade einmal rund 12 Prozent
aus; bei den deutschen Einfuh-
ren aus allen EU-Ländern liegt
der entsprechende GB-Anteil
gerade einmal bei 7 Prozent.

Nach dem ersten Schock
über den Ausgang des Brexit-
Referendums am 23. Juni hat
sich die ökonomische Szenerie
hierzulande zunächst einmal
wieder weitgehend beruhigt. Ei-
nige Experten - auch in der Eu-
ropäischen Zentralbank - schät-
zen etwa den negativen Einfluss

auf das Wirtschaftswachstum in
der Euro-Zone in den nächsten 3
Jahren auf 0,3 bis 0,5 Prozent-
Punkte. Doch liegen solche Pro-
gnosen wahrlich mehr oder we-
niger im britischen Nebel. Es
sind vor allem die Unternehmen
im Vereinigten Königreich, die
sich um die weitere wirtschaftli-
che Entwicklung sorgen. Noch
weiß nämlich niemand, wie sich
Großbritanniens Ausstieg aus
der EU gestalten und welche
Auswirkungen der Brexit auf
Wachstum, Investitionen und Ar-
beitsplätze haben wird.

Politisches Wirrwarr in London
Jedenfalls fürchten nicht wenige
Briten Ungemach. Nicht einmal
bei den stärksten Einpeitschern
für den Brexit stellte sich ein
Freudentaumel ein, obwohl vie-
le doch mit falschen Daten und
Zahlen, ja vereinzelt sogar mit
glatten Lügen vor dem Referen-
dum für den Austritt getrommelt
hatten. Sowohl bei den Tories,
die innerparteiliche Probleme
mit dieser Abstimmung zu lösen
versuchten, als auch bei Labour
herrscht inzwischen Katerstim-
mung. Denn sie spüren die kon-
krete Gefahr, dass aus Großbri-
tannien bald schon Kleinbritan-
nien werden könnte. Schottland
lässt grüßen und prüfen, wie
man den geeigneten Weg zur Se-
paration finden kann, um weiter-
hin die Vorteile der EU-Partner-
schaft sichern zu können.

Out ist out ohne Privilegien
Die Staats- und Regierungs-
chefs der anderen 27 EU-Länder
haben inzwischen deutliche Sig-
nale nach London ausgesandt:
Bei den anstehenden Austritts-
verhandlungen kann Großbritan-

nien nicht eine Rosinenpickerei
betreiben. Es wird keine Privile-
gien und einen deutlichen Un-
terschied geben, ob ein Land in
oder out der EU ist. Die 4 Grund-
freiheiten der EU sind unteilbar
– die Freizügigkeit beim Handel,
bei den Dienstleistungen, im Ka-
pitalverkehr und bei der freien
Mobilität von Arbeitnehmern
gehören zusammen. Egoisti-
sche Interessen eines einzelnen
Landes dürfen nicht die Prinzi-
pien der europäischen Gemein-
schaft infrage stellen.

Attentismus der Investoren
Schon überprüfen viele Unter-
nehmen ihre Strategie mit Blick
auf den zukünftigen Status
Großbritanniens. Dieser Stand-
ort wird gewiss für alle Firmen,
die auf den freien Handel mit
den anderen 27 EU-Staaten set-
zen, die ohne Zölle und nicht-ta-
rifäre Restriktionen ex- wie im-
portieren wollen, nicht optimal
sein. Bis zum Abschluss der
Austrittsverhandlungen muss
das Brexit-Land mit einem be-
achtlichen Attentismus von In-
vestoren rechnen und gar eine
Verlagerung von manchen
Unternehmen von der briti-
schen Insel auf das kontinenta-
le europäische Festland rech-
nen, denn die EU minus Groß-
britannien ist mit rund 450
Millionen Einwohnern nach wie
vor einer der stärksten und kauf-
kräftigsten Binnenmärkte der
Welt. Im Übrigen legen die an-
deren 27 EU-Staaten die Bedin-
gungen für das weitere Mitein-
ander fest. Großbritannien soll-
te sich da nichts vormachen,
dass es dabei auf besonderes
Entgegenkommen und Wohlwol-
len stoßen wird.

Steuerparadies Großbritannien?
Wie groß die Not in London of-
fenbar bereits ist, das spiegelt
sich nicht nur in dem Wirrwarr
der Regierung und der Opposi-
tion wider. Der britische Finanz-
minister George Osborne kündig-
te nun sogar eine Senkung der
Unternehmensteuern an, um so
Firmen nach dem Brexit-Votum
zu einem Verbleib im Vereinigten
Königreich zu bewegen. Die Kör-
perschaftsteuer, also die fiskali-
sche Belastung der Unterneh-
mensgewinne, will er von derzeit
20 auf 15 Prozent senken. Damit
würde Großbritannien als „neues
Steuerparadies“ die inzwischen
eingeleitete EU-Politik konterka-
rieren; entsprechende Gegen-
maßnahmen der anderen EU-
Staaten sollten wohl bald folgen.
Ohnehin werden solche Steuer-
tricks kaum verfangen, denn die
allein auf der britischen Insel zu
erzielenden Gewinne werden
wohl wesentlich geringer ausfal-
len als bisher im großen gemein-
samen Binnenmarkt. Schließlich
sollen in Zukunft die Erträge von
Unternehmen in den Ländern
versteuert werden, in denen sie
anfallen und die Wertschöpfung
stattfindet. Großbritannien wird
also nicht viel Erfolg haben, wenn
es zum zweiten Panama werden
will. Der Wert des britischen
Pfundes ist bereits deutlich ge-
sunken, das Vertrauen in die Po-
litik tief erschüttert und nun
könnte der Finanzminister Os-
borne sein Land auf das Niveau
einer Bananenrepublik bringen.
Der Ukip-Führer Nigel Farage ist
endlich im Orkus verschwunden;
er hinterlässt nur Trümmer und
Scherben.

Doch bleibt die Hoffnung:
God save the queen! �

von Staatssekretär a.D. Friedhelm Ost

Brexit: Im gefährlichen Taumel
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Die Alternative zur Alternative
Auf den Markenkern konzentrieren – Sachsens CDU-Frontfrau
Veronika Bellmann: Mitgliederentscheide statt Jubelparteitage

DEUTSCHLAND

Veronika Bellmann
wurde 1994 erstmals in den Sächsischen Landtag
gewählt, dessen Mitglied sie bis zum Jahr 2002 war. Mit
der Bundestagswahl 2002 wechselte sie (mit einem
Direktmandat versehen) in den Deutschen Bundestag.
Inzwischen weitere drei Mal mit überragenden Ergeb-
nissen wiedergewählt, ist Veronika Bellmann derzeit Mit-
glied im Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur,
im Abgasskandal-Untersuchungsausschuss sowie stell-
vertretendes Mitglied im Verteidigungsausschuss.

Der Selbständige: Aus dem
Bundesvorstand war zu hören,
dass die Kritiken in der Union und
die Differenzen mit Seehofers CSU
zu den schlechten Wahlergebnis-
sen bei den letzten Landtagswah-
len beigetragen hätten. Ist das so?

Veronika Bellmann: Ich höre das
ganz anders. Mir sagen ganz viele,
dass sie ungern die AfD wählen
wollen, lieber die CSU, wenn es sie
denn bundespolitisch gäbe. Und
die CDU wählen sie nur noch, weil
es die kritischen Stimmen in der
Union überhaupt gibt und sie darin
eine Hoffnung sehen, dass sich die
Partei wieder auf ihren Markenkern
konzentriert. Selbst wenn es der
Bundesvorstand nie offen einge-
stehen würde, sich davon in die lin-
ke Richtung fortbewegt zu haben,
und die Bundesvorsitzende den
Fehler der unkontrollierten Grenz-
öffnung nie zugeben würde, im Hin-
blick auf kommende Wahlen deutet
sich ein Umdenken an. So sollen
die klassischen Themen, wie Steu-
ersenkungen, Stärkung von Fami-
lie, Stärkung innerer Sicherheit,
Polizei und Geheimdiensten wieder
zu den Schwerpunkten des Wahl-
programms werden. Selbst bun-
desweite Volksentscheide sind
kein Tabu mehr. Auf Parteiebene
wären Mitgliederentscheide statt
Jubelparteitage dafür eine gute
Übung. Ohne uns Kritiker hätte es
diese Einsichten und dieses Um-
denken nicht gegeben.

Der Selbständige: Die Koalitions-
muster sind durch die Schwäche
der FDP und das Aufkommen der
AfD von der Regel zur Ausnahme
geworden. Und auch die alte Faust-
regel „eine große Koalition geht im-
mer“ gilt nicht mehr nach Stuttgart
und Magdeburg. Wäre es da nicht
das Beste, die Parteien versuchten

das Naheliegendste: Die Tolerie-
rung der von der jeweils stärksten
Partei gestellten Minderheitsregie-
rung? Diese könnte sich dann – je
nach Fall – im Parlament um eine
solide Mehrheit bemühen.

Veronika Bellmann: Zumindest wä-
re es nachvollziehbar, wenn nach
Wahlen immer nur die stärkste Par-
tei das Recht hätte, die Regierung
zu bilden. Aber Minderheitsregie-
rungen sind eine mühselige und
ziemlich instabile Angelegenheit
und sie halten selten eine ganze Le-
gislaturperiode. Deshalb sind Am-
peln-, Kenia- oder Jamaica-Koalitio-
nen immer noch die bevorzugte Va-
riante, wenn es keine überzeu-
genden Mehrheiten gibt. Da muss
der Konsens vorher gesucht und im
Koalitionsvertrag die großen Linien
festgeklopft werden. Einerseits ist
zwar dann, wie bei einer GroKo, die
Verantwortung auf breite Schultern
gelegt. Andererseits leidet aber das
Funktionieren der Demokratie un-
ter einer kleinen oder schwachen
Opposition, die sich dann mehr
durch Populismus als durch Sach-
arbeit in Szene setzt. Was die AfD
betrifft, so hat sie selbst gesagt, sie
wolle in der Opposition zeigen, dass
sie Realpolitik kann und nicht nur
auf wenige Themen fokussiert ist.
Man wird sehen, ob sie dafür genü-
gend innerparteiliche Stabilität,
programmatische Verlässlichkeit
und Fleiß mitbringt. Es ist ja alles im
linken Spektrum schon mal da ge-
wesen. Geschichte wiederholt sich
nicht, aber es gibt manchmal er-
staunliche Parallelen. Solange Grü-
ne und PDS/Linke als Schmuddel-
kinder galten, mit denen man nicht
koalieren konnte, stärkten sie indi-
rekt die Union. Jetzt bewirkt die AfD
das Gegenteil von dem, was sie
eigentlich will – sie eröffnet neue
Optionen für Rote, Grüne, Liberale

Auf den Markenkern konzentrieren – Sachsens CDU-Frontfrau
Veronika Bellmann: Mitgliederentscheide statt Jubelparteitage
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DEUTSCHLAND

in Ampel- oder Kenia-Koalitionen.
Ob das den politisch mitdenkenden
AfD-Wählern klar ist? Vermutlich
nicht, denn über die Hälfte sind ja,
wie gesagt, Protestwähler, denen
es egal ist, was sie mit ihrer Stimme
bewirken, solange es gegen „die
da oben“ geht. Manchmal sind
Alternativen eben keine wirklichen
Alternativen, auch wenn sie so
heißen.

Der Selbständige: Nun sagen fast
alle Umfragen, dass die überwie-
gende Mehrheit der Bevölkerung
mit der Merkelschen Flüchtlings-
politik nicht einverstanden ist.
Sehen Sie nicht in der Flüchtlings-
politik den Grund für die für die
CDU desaströsen Umfrage- und
Wahlergebnisse?

Veronika Bellmann: Die Flücht-
lingspolitik ist die Spitze des Eis-
berges. Bis dahin haben insbeson-
dere die Energiewende, die Grie-
chenlandentscheidungen und die
Eurostaatsschuldenkrise die Emo-
tionen immer ein paar Grad höher
kochen lassen. Weil sie dem gesell-
schaftlichen Konsens und der Exis-
tenz jedes Einzelnen immer ein
Stück näher zu Leibe rückten. Weil
jeder merkt, dass sich dieses Land
durch den durch Merkels Großher-
zigkeit eröffneten unkontrollierten
Zuzug gewaltig verändern wird. Die
wenigsten aber wollen das. Am
wenigsten die Ostdeutschen. Bei ih-
nen hatte sich nach der Wende

„Die Willkommens-
kultur wurde zur
Glaubensfrage
erhoben, Kritik
oder auch nur
Bedenken an den
deutschen Sonder-
wegen geradezu
verteufelt. Da hat
sich eine betriebs-
blinde Bunker-
mentalität in den
Funktionärsriegen
breit gemacht,
die durch Medien
und die alt-neuen
linken Jünger
bestimmt, was
politisch korrekt
zu sein hat.“

nicht nur die Postleitzahl, sondern
das ganze Leben geändert. Jetzt ha-
ben sie im bundesdeutschen Sys-
tem endlich einen Platz gefunden
und nun spüren sie, dass dieses
Land durch die Einwanderung und
Integration schon wieder umge-
krempelt wird. Die Menschen sagen
mir, dass ihnen die Signale der Ord-
nung fehlen, wie strengere Grenz-
kontrollen, mehr Polizeipräsenz, ei-
ne durchschlagskräftigere, schnelle
und gerechte Justiz, eine Integra-
tionsobergrenze und die Durchset-
zung der deutschen Leitkultur bei
denen, die hier bleiben. Im Übrigen
soll die Verantwortung für das Ge-
meinwohl in unserem Staat nicht
auf der Strecke bleiben, der staatli-
che Kontrollverlust beendet wer-
den, damit sie sich im eigenen Land
nicht fremd fühlen. Dass wir im
Nachhinein in einer für den deut-
schen Gesetzgeber einzigartigen
Geschwindigkeit die Asylgesetzge-
bung inklusive eines Integrations-
gesetzes und infolge der Kölner Sil-
vesternachtereignisse das Sexual-
strafrecht enorm verschärft haben,
stößt aber in der Bürgerschaft kaum
mehr auf offene Ohren. Die für die
meisten gefühlte und für einige
selbst erfahrene Unsicherheit hat
sich tief eingebrannt. Ob sich die of-
fene Wunde bis zu den nächsten
Wahlen schon geschlossen hat? Ich
hoffe das, aber ich weiß auch, dass
es hier ist wie in der Medizin. Eine
Narbe ist immer noch nicht gleich-
zusetzen mit funktionstüchtigem

Gewebe. Denn es schmilzt die Eis-
bergkuppe, weil das politische Kli-
ma hitziger geworden ist. Aus Unzu-
friedenen wurden erst Entfremdete
und dann Empörte über die brüchi-
ge Rechtsstaatlichkeit, die fremd-
bestimmte Einwanderungspolitik,
die Angst vor der Auflösung des ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts.
Verunsicherung hat sich breit ge-
macht. Die Sorge um Identitätsver-
lust und Überfremdung des Landes
hat viele Bürger erfasst, auch wenn
sie denjenigen Flüchtlingen gegen-
über gastfreundlich sind, die unse-
re Rechts- und Werteordnung ak-
zeptieren. Die Bürger sehen den ge-
sellschaftlichen Frieden und die
innere Sicherheit in Gefahr, das
Land gespalten, die Politik zerstrit-
ten und die Bundesrepublik mit ih-
rer Übermoral in Europa isoliert. An-
gela Merkels Flüchtlingspolitik trägt
aber immer noch quasireligiöse Zü-
ge. So wurde die Willkommenskul-
tur zur Glaubensfrage erhoben, Kri-
tik oder auch nur Bedenken an den
deutschen Sonderwegen geradezu
verteufelt. Da hat sich eine be-
triebsblinde Bunkermentalität in
den Funktionärsriegen breit ge-
macht, die durch Medien und die
alt-neuen linken Jünger bestimmt,
was politisch korrekt zu sein hat.
Die Bürger merken das sehr wohl,
sprechen nicht umsonst vom
„Raumschiff Berlin“. Wo ist der of-
fene Diskurs, wo die Debattenkultur
geblieben, die auf Meinungsvielfalt
setzt, sie ernst nimmt und Unter-
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schiede nicht einfach nur zukleis-
tert? Aber ich bin mir sicher, dass
Agieren oder Sich-Treiben-Lassen
wider jede politische Vernunft sich
rächen wird. Die Halleluja- und die
Kreuzigen-Rufe liegen selten weit
auseinander.

Der Selbständige: Die Freiburger
Denkfabrik SAT hat abgeschätzt,
wie viele Flüchtlinge 2016 nach
Deutschland kommen könnten.
SAT kommt zu einem bestürzenden
Ergebnis: Verschlechtere sich in
afrikanischen Staaten die Lage dra-
matisch, könne dies eine neue zu-
sätzliche Bewegung in Richtung Eu-
ropa auslösen. 6,4 Millionen Men-
schen würden dann versuchen,
den Weg nach Deutschland zu fin-
den. Für wie realistisch halten Sie
dieses Szenario?

Veronika Bellmann: Das ist leider
ein realistisches, wenn auch nicht
kurzfristig eintretendes Szenario.
Deshalb haben wir absolut keine
Zeit, um theoretische Fluchtursa-
chenbekämpfung zu betreiben
oder an der Neustrukturierung der
Entwicklungshilfe herum zu lavie-
ren. Entwicklungsminister Müller
drückt da zu Recht auf die Tube und
wie ich finde, auch mit den richti-
gen Maßnahmen – aber immer
noch zu wenig Mitteln. Die Regio-
nen müssen stabilisiert, Ausbil-
dungs- und Arbeitsplätze geschaf-
fen werden, auch neue Städte ge-
baut, die Lager ordentlich versorgt,

„Selbst der
euphorischste
Unternehmer
und die will-
kommenskul-
turfreudigste
Kommune
haben längst
verstanden,
dass die
Probleme des
Fachkräfte-
mangels und
die demografi-
sche Entwick-
lung allein
durch Zuwan-
derung nicht
zu lösen sind.“

die Handelsstrukturen mit den Afri-
kanern überprüft werden.
Minister Müller hat gesagt, dass
Bildung, Arbeitsplatz, Unterkunft
für einen Flüchtling in den Her-
kunftsländern 350 Euro im Jahr, in
Deutschland aber 3500 Euro im
Monat kosten würde. Da wird uns
ja noch etwas einfallen, wie wir die
Hilfe vor Ort effektiv organisieren,
zumal sie für alle nicht nur monetär
günstiger ist. Die jungen Leute blei-
ben in ihren Kulturkreisen und dem
Aufbau ihrer Länder erhalten, wir
leisten unseren humanitären Soli-
daritäts- und Integrationsbeitrag,
überfordern aber unsere Gesell-
schaft nicht. Im Übrigen hätte nur
ein Teil der sechs Milliarden Euro
für den Sultan vom Bosporus,
Herrn Erdogan gereicht, um die Er-
pressung Europas durch die Steue-
rung der Flüchtlingsströme auch
noch ausreichend zu vergüten. Ein-
gesetzt in den Flüchtlingslagern
des Nahen Ostens und Nordafrikas
sowie für die Entwicklungshilfe und
Fluchtursachenbekämpfung in den
Ländern Afrikas wäre das besser
angelegtes Geld. Damit die Afrika-
ner sich aber gar nicht erst in Be-
wegung setzen, muss das Signal
nicht nur von Europa sondern auch
von Deutschland ausgehen, dass
die Grenzen nur für wenige poli-
tisch Verfolgte durchlässig sind
und deren Asylgrund an der EU-
Außengrenze festgestellt wird. Wir
wissen ja inzwischen, dass unsere
faktische Integrationsobergrenze

tatsächlich bei der Seehoferschen
200.000er Marke liegt und dass
bei unseren Standards ein weiterer
Zustrom von Migranten die Sozial-
systeme zerbersten lassen würde.
Selbst der euphorischste Unter-
nehmer und die willkommenskul-
turfreudigste Kommune haben
längst verstanden, dass die Proble-
me des Fachkräftemangels und die
demografische Entwicklung allein
durch Zuwanderung nicht zu lösen
sind. Sie sind zwar ein Konjunktur-
programm für Sozialarbeiter, Bil-
dungsträger, Dolmetscher und das
Sicherheitsgewerbe allerdings zu-
lasten des Steuerzahlers, dessen
Erfolge allenfalls mittelfristig, die
Misserfolge jedoch kurzfristig zu-
tage treten werden.

Der Selbständige: Und wie sieht es
mit den anderen Flüchtlingsrouten
aus? Hat Frau Merkel tatsächlich
schon ein Ziel erreicht, die Flücht-
lingsströme einzudämmen?

Veronika Bellmann: Sich einerseits
mit stark zurückgehenden Flücht-
lingszahlen zu rühmen, aber ande-
rerseits Länder entlang der Balkan-
route wegen der Grenzschließung
zu kritisieren, ist meines Erachtens
entweder zynisch oder ein Aus-
druck höchster Unsicherheit.
Schließlich verhalten sich die Ost-
europäer EU-bezogen gesetzes-
beziehungsweise vertragstreu und
wollen Chaos und Überforderung
im eigenen Lande vermeiden. Es

DEUTSCHLAND
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ist die originäre Aufgabe der EU-
Mitglieder, für einen wirksamen
Schutz der EU-Außengrenzen zu
sorgen. Dass diese Länder die na-
tionale Reißleine gezogen haben
oder dabei sind, sie zu ziehen, ist
absolut nachvollziehbar. Weil sie
nicht wie früher von Anfang an in
die europäischen Entscheidungs-
prozesse einbezogen wurden, se-
hen sie auch gar nicht ein, warum
sie jetzt europäische Solidarität
üben sollen. Dass die osteuropäi-
schen Länder sich nicht zu ihren
wirtschaftlichen und sonstigen po-
litischen Problemen auch noch re-
ligiöse oder ethnische Konflikte ins
Land holen wollen, kann ich einer-
seits gut verstehen. Andererseits
geht es zumindest bei den Kriegs-
flüchtlingen größtenteils um eine
zeitweilige Schutzmaßnahme. Da
wäre die Aufnahme eines gede-
ckelten Flüchtlingskontingents im
Sinne eines Mindestmaßes an eu-
ropäischer Solidarität und der Ein-
haltung der Genfer Flüchtlingskon-
vention schon geboten. Inzwi-
schen lassen sich die Schlepper
immer neue Wege einfallen, um
den Leuten ihr letztes Geld aus der
Tasche zu ziehen. Nach der ge-
schlossenen Balkanroute versu-
chen sie nun Flüchtlinge über die
östliche Mittelmeerroute oder
über Spanien, Tunesien, Libyen
oder Ägypten nach Italien zu brin-
gen. In Libyen sollen über 100.000
Menschen auf ihre Weiterfahrt
warten. Aber das Mittelmeer ist

nicht der einzige Weg, um nach Eu-
ropa zu kommen. Zunehmend
kommt die östliche Landroute wie-
der ins Spiel, mit den Zielen
Deutschland, Frankreich, Skandi-
navien, neuerdings verstärkt über
Bulgarien, aber auch über Russ-
land, die Ukraine und Polen. Des-
halb errichten jetzt auch die Letten
wieder Grenzzäune.

Der Selbständige: Nach den Terror-
anschlägen von Brüssel hat die pol-
nische Regierung angekündigt, kei-
ne weiteren Migranten ins Land zu
lassen. Damit widerrief die polni-
sche Regierungschefin eine Zusa-
ge der liberalen Vorgängerregie-
rung. Es bleibt zu befürchten, dass
sich andere Länder der polnischen
Haltung anschließen und somit
Deutschland die Haupt- bezie-
hungsweise die alleinige Last zu
tragen hat. Ist das zu pessimistisch
gedacht? Oder womit rechnen Sie?

Veronika Bellmann: Man kann
schon sagen, dass der Asylallein-
gang der Bundeskanzlerin, der dem
Dublin-System einen Todesstoß
versetzt hat, schon eigenartige Ket-
tenreaktionen auslöst. Dazu gehört
auch die von der EU-Kommission
vorgeschlagene Reform des Asyl-
systems. Wiederum geht es um
Zwangsverteilung illegaler Einwan-
derer auf alle Mitgliedsstaaten, die-
ses Mal aber gekoppelt mit einem
hochdotierten Sanktionsmecha-
nismus. Wer nicht mitmacht, zahlt

pro nicht aufgenommenen Flücht-
ling eine Viertelmillion Strafe. Falls
diese Reform überhaupt beschlos-
sen wird, bleibt abzuwarten, ob
sich außer Polen noch weitere sou-
veränitätsbewusste Osteuropäer
der Visegrád-Gruppe der Umset-
zung entgegenstellen. Wieso soll-
ten sie auch für nicht aufgenom-
mene Flüchtlinge Strafe zahlen,
wenn die ohnehin alle nach
Deutschland wollen. In ihren Augen
ist und bleibt die Flüchtlingskrise
ein Problem, das Deutschland zu
lösen hat. In Deutschland erlaubt
unser Grundgesetz keine Quotie-
rung und auch keine generelle Aus-
grenzung aufgrund einer bestimm-
ten Religionszugehörigkeit, wohl
aber die Möglichkeit der Gefahren-
abwehr im Sinne von Überforde-
rung. Hier scheiden sich die politi-
schen Geister in der Bewertung,
wann Deutschland überfordert ist.
Der bayerische Ministerpräsident
sieht diese Grenze bei 200.000 Mi-
granten pro Jahr. Die Bundeskanz-
lerin will von einer Obergrenze
nichts wissen, so wie sie ohnehin
nichts von nationalen Lösungen
hält. Notwendig ist deshalb ein
weithin hörbares Signal dahinge-
hend, dass auch die Kräfte
Deutschlands bei der Aufnahme
von Flüchtlingen begrenzt sind. Sie
betrifft weniger Unterkunft, Ver-
sorgung als die Integration in den
Arbeitsmarkt, die Bildungs- und So-
zialsysteme, eben die Gesellschaft
insgesamt. �

„Notwendig
ist ein weithin
hörbares
Signal dahin-
gehend, dass
auch die
Kräfte
Deutschlands
bei der
Aufnahme von
Flüchtlingen
begrenzt sind.“

Mit Veronika Bellmann
sprach Joachim Schäfer

DEUTSCHLAND
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BETRIEB

Zum Jahresbeginn ist die neue Beratungs-
förderung des Bundesministeriums für
Wirtschaft und Energie (BMWi) für kleine

und mittlere Unternehmen der gewerblichen
Wirtschaft und Angehörige der freien Berufe in
Kraft getreten. Das Programm mit dem Namen
„Förderung unternehmerischen Know-hows“
richtet sich an bereits gegründete Unterneh-
men und wird aus Mitteln des Europäischen
Sozialfonds (ESF) und des BMWi finanziert. Be-
ratungen in der Vorgründungsphase werden
durch Länderprogramme bezuschusst.

Wer wird gefördert?
Das Programm richtet sich an
– junge Unternehmen, die nicht länger als

zwei Jahre am Markt tätig sind
(Jungunternehmen)

– Unternehmen ab dem dritten Jahr nach
Gründung (Bestandsunternehmen)

– Unternehmen in Schwierigkeiten
Die Unternehmen müssen die EU-KMU Kri-
terien erfüllen und ihren Sitz in der Bundes-
republik Deutschland haben. Für Unterneh-
men in Schwierigkeiten sind zusätzlich die
EU-Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Ret-
tung und Umstrukturierung (2014/249/01)
zu beachten (mehr als die Hälfte des Kapitals
muss durch Verluste aufgezehrt sein).
Nicht antragsberechtigt sind
– Unternehmen sowie Angehörige der Freien

Berufe, die in der Unternehmens-, Wirt-
schaftsberatung, Wirtschafts- oder Buchprü-
fung bzw. als Rechtsanwalt, Notar, Insolvenz-
verwalter oder in ähnlicher Weise beratend
oder schulend tätig sind oder werden wollen,

– Unternehmen, über deren Vermögen ein
Insolvenzverfahren eröffnet wurde oder
bei denen die Voraussetzungen zur Eröff-
nung eines solchen Verfahrens erfüllt sind,

– Unternehmen der landwirtschaftlichen Pri-
märerzeugung, der Fischerei und Aquakultur

– Unternehmen, die in einem Beteiligungsver-
hältnis zu Religionsgemeinschaften, juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts
oder zu deren Eigenbetrieben stehen,

– Gemeinnützige Unternehmen, gemeinnüt-
zige Vereine und Stiftungen.

Was wird gefördert?
Jung- und Bestandsunternehmen können
sich zu allen wirtschaftlichen, finanziellen,

personellen und organisatorischen Fragen
der Unternehmensführung beraten lassen
(Allgemeine Beratungen). Zudem sind zur
Behebung struktureller Ungleichheiten wei-
tere Themen im Rahmen von Speziellen Be-
ratungen förderfähig. Dazu gehören z.B. Be-
ratung von Frauen, von Migrantinnen/Mi-
granten, von Unternehmern/innen mit
anerkannter Behinderung, zur Fachkräftesi-
cherung/-gewinnung, zur Nachhaltigkeit und
zum Umweltschutz.
Zur Wiederherstellung ihrer wirtschaftlichen
Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit kön-
nen Unternehmen in Schwierigkeiten eine
Förderung beantragen (Unternehmenssi-
cherungsberatung).
Zur Vertiefung der Maßnahmen aus der
Unternehmenssicherungsberatung kann zu-
sätzlich eine Folgeberatung in Anspruch ge-
nommen werden.
Beratungen bei Bestandsunternehmen dür-
fen pro Beratungsschwerpunkt nicht länger
als fünf Tage dauern. Die Beratungstage
müssen nicht aufeinanderfolgen. Bei Jung-
unternehmen und Unternehmen in Schwie-
rigkeiten gibt es diese Begrenzung nicht.
Nicht gefördert werden Beratungen,
– die ganz oder teilweise mit anderen öf-

fentlichen Zuschüssen gefördert werden
– die Vermittlungstätigkeiten beinhalten

und/oder deren Zweck auf den Erwerb von
bestimmten Waren oder Dienstleistungen
gerichtet ist, die von den Beratern/innen
selbst vertrieben werden

– die überwiegend Rechts- und Versiche-
rungsfragen sowie steuerberatende Tätig-
keiten zum Inhalt haben

– die den Verkauf/Vertrieb von Gütern oder
Dienstleistungen (z.B. IgeL) sowie sonstige
Umsatz steigernde Maßnahmen ein-
schließlich des entsprechenden Marke-
tings von Ärzten/innen, Zahnärzten/in-
nen, Psychotherapeuten/innen, Heilprak-
tiker/innen und deren Mitarbeiter/innen
zum Inhalt haben

– die ethisch-moralisch nicht vertretbare
oder gegen Recht und Ordnung verstoßen-
de Inhalte zum Gegenstand haben.

Zuschusshöhe
Die Höhe des Beratungskostenzuschusses
ist abhängig von den maximal förderfähigen

Beratungskosten (Bemessungsgrundlage)
und dem Standort des Unternehmens
(Fördersätze: 80 % neue Bundesländer
ohne Berlin und Region Leipzig, 60 %
Region Lüneburg, sonst 50 %, 90 % für
Unternehmen in Schwierigkeiten)
– bei Jungunternehmen beträgt die Bemes-

sungsgrundlage 4000 Euro, der Fördersatz
50 % bis 80 % und der max. Zuschuss 2000
Euro bis 3200 Euro

– bei Bestandunternehmen beträgt die Be-
messungsgrundlage 3000 Euro, der För-
dersatz 50 % bis 80 % und der max. Zu-
schuss 1500 Euro bis 2400 Euro

– bei Unternehmen in Schwierigkeiten be-
trägt die Bemessungsgrundlage 3000 Eu-
ro, der Fördersatz 90 % und der max. Zu-
schuss 2700 Euro

Wer darf beraten?
Rechtlich selbstständige Berater/innen bzw.
Beratungsunternehmen, die mehr als 50 % ih-
res Umsatzes mit der entgeltlichen Beratungs-
tätigkeit erzielen. Darüber hinaus müssen die
für die Beratung erforderlichen Fähigkeiten
vorhanden sein. Zum Nachweis der Beraterei-
genschaft sind der Bewilligungsbehörde (BA-
FA) eine Beratererklärung, ein Lebenslauf und
ein Qualitätsnachweis vorzulegen.

Verfahren
Die Antragstellung erfolgt online z. B. über die
Homepage der Förderungsgesellschaft, die als
Leitstelle in das Verfahren eingebunden ist.
Jungunternehmen und Unternehmen in Schwie-
rigkeiten müssen vor Antragstellung ein kos-
tenloses Informationsgespräch bei einem Re-
gionalpartner führen. Die BDS-Landesverbände
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und
Hessen sowie der BDS Bayern werden zukünf-
tig als Regionalpartner tätig. Die Liste der wei-
teren Regionalpartner ist auf unserer Homepa-
ge veröffentlicht. Spätestens drei Monate nach
dem Gespräch mit dem Regionalpartner muss
die Antragstellung bei der Leitstelle erfolgen.
Sechs Monate nach Erhalt des Informations-
schreibens ist der Verwendungsnachweis bei
der Leitstelle über die Antragsplattform einzu-
reichen. Die Leitstelle prüft die eingereichten
Unterlagen und leitet diese zur abschließenden
Entscheidung an das Bundesamt für Wirtschaft
und Ausfuhrkontrolle weiter. �

Förderung
unternehmerischen Know-hows
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Tagesordnung:
1. Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten
2. Grußworte
3. Wahl des Tagungspräsidiums und der Zählkommission
4. Berichte

a. des Präsidenten
b. des Hauptgeschäftsführers
c. des Landesschatzmeisters

1. Aussprache zu den Berichten
2. Feststellung der Stimmrechte
3. Entlastung des Landesvorstandes

8. Wahl der zwei Rechnungsprüfer
9. Anträge

10. BDS-Ideenwettbewerb „Best-Practice-Preisverleihung“
11. Ehrungen
12. Verschiedenes
13. Schlusswort des Präsidenten

Anträge sind bis spätestens 10.09.2016 schriftlich bei der Haupt-
geschäftsstelle in Stuttgart einzureichen.

Zur Teilnahme an der Generalversammlung ist jedes Mitglied des Lan-
desverbandes berechtigt.

Stimmrecht haben nur die Delegierten der Mitgliedervereinigung und
zwar für angefangene 50 bezahlte Beitragseinheiten 1 Stimme. Stichtag für
die Ermittlung des Stimmrechts ist jeweils der 31. Dezember des Vorjahres.

Stimmrecht erhalten nur Delegierte, deren vertretene Mitglieder den
Beitrag des Vorjahres bezahlt haben. Die Stimmen einer Mitglieder-
vereinigung können auf einen Delegierten vereinigt werden. Im Zwei-
felsfalle gilt als Delegierter der Vorsitzende der Mitgliedervereinigung.

Stimmenübertragung von Ortsverbänden untereinander, jedoch nur
an Delegierte innerhalb des Kreisverbandes bzw. den Kreisvorsitzenden,
ist zulässig. Die Übertragung muss zu Beginn der Generalversammlung
schriftlich vorliegen. Ein Ortsverband bzw. der Kreisvorsitzende darf aber
höchstens die Delegiertenstimmen von 3 Ortsverbänden vertreten. Für
das Stimmrecht der Präsidiumsmitglieder gilt § 10 Nr. 5 entsprechend.

Einzelmitglieder, die keiner Mitgliedervereinigung angehören, erhalten
je angefangene 50 Mitglieder eine Delegiertenstimme. Die Wahrnehmung
der Delegiertenstimme erfolgt durch die Wahl bei einer Versammlung der
Einzelmitglieder, die hiermit für den 24.09.2016, 9.00 Uhr am Veranstal-
tungsort (Meldung beim Tagungscounter) einberufen wird mit folgender

Tagesordnung:
1. Begrüßung durch Gerd Scheffold im Auftrag des Präsidenten
2. Wahl eines Sprechers und stv. Sprecher für die Gruppe der Einzel-

mitglieder, der/die entsprechend § 9 Ziffer 3 der LV-Satzung auch
Delegierte zur Generalversammlung sind.

3. Verschiedenes

Die Mitglieder des Präsidiums haben je eine Stimme, die nicht über-
tragbar ist.

Günther Hieber, Präsident

Der Bund der Selbständigen Baden–Württemberg e.V. lädt seine
Mitglieder, ihre Angehörigen und Freunde des selbständigen Mittel-
standes herzlich ein zur

LANDESVERBANDSTAGUNG 2016
am 24. September 2016 in Laupheim

Wir würden uns sehr freuen, Sie in unserer Mitte begrüßen zu dürfen.

Günther Hieber Joachim W. Dörr
Präsident Hauptgeschäftsführer

Samstag, 24. September 2016
Programmfolge

Tagungsort:

Casino der Kurt-Georg-Kiesinger-Kaserne,
Hubschraubergeschwader 64,
Walpertshofer Straße 13, 88471 Laupheim (Kreis Biberach)
Telefon: 07392 / 95-2011

09.00 Uhr
Saalöffnung / Begrüßungskaffee / Begegnung und Information

09.30 – 10.00 Uhr
Vorstellung des Hubschraubergeschwaders 64,
Referent: N.N.

10.00 Uhr
Ordentliche Generalversammlung 2016

Anschließend ca. 13.00 Uhr
Mittagessen / Buffet

Anschließend ca. 14.30 Uhr
Werksbesichtigung bei der Firma Diehl Aircabin
Am Flugplatz, 88471 Laupheim

Die Firma Diehl arbeitet auf dem Gebiet der Luftfahrzeugausrüstung und
bietet Systemlösungen und -funktionen rund um die Flugzeugkabine an.
Das Unternehmen gestaltet, entwickelt und produziert Kabinenwände
und Decken für kommerzielle Flugzeuge, individuell gestaltete VIP-Flug-
zeugkabinen, Ruhebereiche für Piloten und Flugbegleiter sowie Systeme
zur Luftversorgung. Partner sind große Luftfahrzeughersteller, z.B. Air-
bus. Für die A350 entwickelt und produziert Diehl Aircabin die Innen-
verkleidung der Kabine, die Klimaverrohrung und die Crew Rest Area. Ein
weiteres Geschäftsfeld ist die Herstellung von hochwertigen Kabinen-
ausstattungen und Möbeln für VIP- und Corporate Jets.

Weitere aktuelle Hinweise und die Möglichkeit, sich online anzumelden,
finden Sie unter www.bds-bw.de

Einladung zur Ordentlichen
Generalversammlung 2016
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Baden-Württemberg hat gewählt, Rot
wurde abgewählt, Grün-Schwarz bil-
det nun die neue Landesregierung

und damit hat die CDU das Kultusministe-
rium zurückbekommen. Veränderungen in
der Bildungslandschaft unter Grün-Rot sind
inzwischen so fest zementiert, dass diese
schon aus Kostengründen nicht rückgängig
gemacht werden. Zwar soll es Nachbesse-
rungen geben, jedoch wird die nun folgende
Konsolidierungsphase erst an den Tag brin-
gen, was Schüler und Lehrer an den Schu-
len ausbaden müssen. Das erzeugt neuen
politischen Druck.

Die Realschule steht in den öffentlichen
Aussagen nicht mehr zur Disposition, die
Politik hat erkannt, dass der Mittlere Bil-
dungsabschluss für Baden-Württemberg un-
verzichtbar ist und räumt der
Realschule einen festen Platz
ein im Koalitionsvertrag. Vie-
le meinen, die Realschule
werde damit deutlich ge-
stärkt. Fakt ist jedoch, dass
mit der Schulgesetzänderung
noch unter Grün-Rot eine
deutliche Schwächung der
starken Realschulbildung ein-
geleitet wurde.

Bereits jetzt ist als Folge
ideologisch gesteuerter Bil-
dungspolitik ein deutlicher Anstieg der
Heterogenität zu verzeichnen. Vorgaben da-
hingehend, dass Realschüler und Haupt-
schüler überwiegend gemeinsam unterrich-
tet werden müssen, folglich nur noch
partiell differenziert gearbeitet werden darf,
sowie Wegfall einer Versetzungsentschei-
dung in Klassenstufe 5 und 6 verändern län-
gerfristig Unterrichtsqualität und Leistungs-
anforderung.

Inzwischen zeigt sich bereits in der Ein-
gangsstufe Realschule ein breites, zum Teil
weit auseinander klaffendes Spektrum an
unterschiedlichster Begabung, Befähigung
und Sozialkompetenz. LehrerInnen müssen
sich also darauf einstellen, dass ein wach-
sender Prozentsatz von Kindern dem Unter-
richt auf „M“ bzw. Realschulniveau nur
schwer oder gar nicht folgen kann.

Schwammige Begrifflichkeit statt klarer
Lernziele, selbstgesteuertes- und selbstver-

antwortliches Lernen im eigenen Tempo
prägen das Bild und enthalten vor allem un-
seren schwachen Schülern wichtige Struk-
turen beim Lernen vor.

Eine solche Fehlentwicklung gefährdet
das bislang weitgehend ausbalancierte Sys-
tem einer Klassen- und Leistungsgemein-
schaft, wie es die Realschule bei aller Unter-
schiedlichkeit in der Begabung bislang
ermöglicht hat, einer Gemeinschaft, in der
zielorientiertes Arbeiten und Lernen auf ho-
hem und ebenso überdurchschnittlichem
Niveau möglich war und Störungen über-
schaubar blieben. So ist es nicht verwun-
derlich, dass Schulbildung sich mehr und
mehr verabschiedet vom Leistungsgedan-
ken und von qualitätsorientiertem Unter-
richt mit klar definierten Lern- und Bil-

dungszielen. Individuelle Fördermaßnah-
men, welche aufgrund der Gruppenzusam-
mensetzung und Angebotszeitfenster weder
individuell noch im zeitlichen Umfang für
lernschwache Schüler wirklich ausreichend
sind, ersetzen nicht den zum Lernen drin-
gend nötigen Input an Wissen, sowie Erwerb
von Kenntnissen und Fähigkeiten.

Zurück bleiben am Ende überforderte
SchülerInnen und von der Politik getäusch-
te Eltern, welche die Hoffnung auf einen hö-
heren Bildungsabschluss für ihr Kind even-
tuell begraben müssen. Klagen über
Bildungsdefizite und mangelnde Ausbil-
dungsreife von Seiten der Ausbildungsbe-
triebe sind schließlich Folgen einer derma-
ßen verfehlten Bildungspolitik.

Ergebnisse aus Pisa spiegeln Defizite in
der Bildung, welche man unter Grün-Rot mit
sogenannter Bildungsgerechtigkeit durch

Gleichmacherei ausgleichen wollte. Das ist
nicht zielführend für eine Industrie- und
Leistungsgesellschaft mit einem hohen Spe-
zialisierungsgrad. Dringend geboten ist eine
klare politische Distanzierung von dieser
Ideologie. Der Koalitionsvertrag bedarf hier
der Nachbesserung.

Am Wirtschaftsstandort Baden-Würt-
temberg mit seinem immensen Bedarf an
qualifizierten Fachkräften sind durch fehl-
geleitete politische Veränderungen inzwi-
schen Weichen gestellt worden zu länger-
fristiger Niveauabsenkung im Bildungs-
bereich. Diese gilt es zu korrigieren. Die
künftige Stoßrichtung muss sein, alle An-
strengungen zu unternehmen, um eine Ni-
veausteigerung im Bildungssystem zu errei-
chen. Der Realschule kommt hierbei eine

Schlüsselstellung zu. Real-
schulbildung deckt bereits
aus Tradition ein breites Spek-
trum ab an gesellschaftlichen
Bedarfen sowohl im Hinblick
auf die duale Ausbildung als
auch auf die Vielzahl beruf-
licher weiterführender Bil-
dungsgänge und Gymnasien.
Ihr Bildungskonzept ist weit
entfernt von jeglicher Gleich-
macherei, es bietet ein Spek-
trum an Auf- und Umstiegsop-

tionen für unterschiedlich Begabte und hat
sich stetig weiterentwickelt immer orientiert
an gesellschaftlicher Veränderung.

Der Koalitionsvertrag braucht Nachbes-
serung im Hinblick auf Stärkung der Real-
schule in Puncto Weiterentwicklung von Re-
alschulbildung und Differenzierung, welche
garantiert und ermöglicht werden muss.
Statt struktureller Einschränkungen sollen
Unterrichts- und Lernqualität in den Mittel-
punkt gerückt werden. Leistung als Unter-
richtsprinzip muss wieder einen festen Platz
bekommen in der Schulbildung.

Weiterentwicklung muss stattfinden im
Hinblick auf den Übergang ins duale Ausbil-
dungssystem oder berufliche Bildungsein-
richtungen und Gymnasien. Frühzeitige Ko-
operation mit betrieblicher Ausbildung
sowie weiterführenden Schulen leisten ei-
nen unverzichtbaren Beitrag zur Ausbil-
dungsreife.

Stellung der Realschule
im Koalitionsvertrag

LV BADEN-WÜRTTEMBERG
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Was fehlt im Koalitionsvertrag ist ein kla-
res Bekenntnis, dass der Mittlere Bildungs-
abschluss „Realschulabschluss“ in seiner
Qualität nur zu halten ist, wenn die Bedin-
gungen dafür stimmen.

Die Realschule in ihrer langen Tradition
der Heterogenität hat diese Bedingungen bis-
lang erfüllen können. Unterschiedliche Bega-
bungen prägen seit Jahrzehnten das Bild. Das
fortschrittliche Konzept einer Verzahnung
theoretischer und praktischer Bildungsinhal-

te bot dafür eine Antwort. Nun, wo durch po-
litisch motivierte anwachsende Heteroge-
nität eine Überforderung von Schülern und
Lehrern betrieben und durch unsinnige Kne-
bel im Schulgesetz forciert wird, beginnt eine
schleichende Erosion der Realschulbildung
und ein gefährlicher Niveauverlust ist die Fol-
ge. Stimmt das Verhältnis von Begabung –
Nichtbegabung in einer Klasse nicht mehr,
weil eine Seite zu viel Gewicht erhält, gerät
der Bildungsauftrag der Schule in freien Fall.

Es ist die Herausforderung der vor uns
liegenden Legislaturperiode, als Interessen-
verband sach- und zukunftsorientiert Kor-
rekturen und Nachbesserungen zur Stär-
kung der Realschule einzufordern. �

Autorin:
Irmtrud Dethleffs-Niess,
Landesvorsitzende Realschullehrerverband
RLV Baden-Württemberg

15Der Selbständige 09-2016

LV BADEN-WÜRTTEMBERG

Bildungsgerechtigkeit
durch Gleichmacherei?

Im Artikel zuvor finden Sie eine
Stellungnahme der Landesvor-
sitzenden des Realschullehr-

erverbandes RLV Baden–Würt-
temberg, Frau Irmtrud Dethleffs-
Niess. Im Vorfeld der Landtags-
wahl in BaWü war die Schulpolitik
der damaligen Grün-Roten Koali-
tion Gegenstand des Wahlkamp-
fes. Auch wenn Schulpolitik Län-
derangelegenheit nach dem
Grundgesetz ist, ist die Stellung-
nahme der Landesvorsitzenden
höchst bemerkenswert. Es ist
nicht nur die Analyse, wie Real-
schulpolitik fahrlässig vernach-
lässigt und benachteiligt wurde,
es ist m. E. die Erkenntnis, wie
Schulpolitik ideologisch Schulty-
pen übergreifend missbraucht
werden kann. Aus diesem Grund
sind die pädagogischen Ansätze
der Landesvorsitzenden weit
über jede Schulart hinaus verall-
gemeinerungsfähig. Es sind Er-
kenntnisse, die erschrecken las-
sen und leider in der Bildungspo-
litik, gerade bei der Grün-Rot
dominierten Ländern, ihren

Niederschlag gefunden haben.
Lassen Sie mich einige Schlüs-
selstellen herausarbeiten. Es ist
die Erkenntnis, dass unabhängig
von der Begabungsstärke (ich
vermeide bewusst das Wort In-
telligenz, denn ein Unbegabter
muss nicht unintelligent sein)
Schulklassen gemixt werden, die
die einen SchülerInnen über- ,
die anderen unterfordern müs-
sen. Frau Dethleffs-Niess subsu-
miert dies unter dem Begriff der

Günther Hieber

ist sowohl Präsident des
BDS Baden-Württemberg

als auch Präsident
des Bundesverbandes

der Selbständigen

„Heterogenität“, wonach Schüle-
rInnen überwiegend gemeinsam
unterrichtet werden müssen und
ein Wegfall einer Versetzungs-
entscheidung in Klassenstufen 5
und 6 längerfristig Unterrrichts-
qualität und Leistungsanforde-
rung verändere. Schwammige
Begrifflichkeit statt klarer Lern-
ziele... Es verwundere nicht, dass
Schulbildung sich mehr und
mehr vom Leistungsgedanken
und qualitätsorientiertem Unter-

richt mit klar definierten Lern-
und Bildungszielen entferne. Bil-
dungsgerechtigkeit durch Gleich-
macherei! Zurück blieben am En-
de überforderte SchülerInnen
und von der Politik getäuschte El-
tern. Im BDS beklagen wir seit
mehr als 20 Jahren Bildungsdefi-
zite und mangelnde Ausbildungs-
reife, die Frau Dethleffs-Niess
eindeutig auf eine verfehlte Bil-
dungspolitik zurückführt. Die für
den Wirtschaftsstandort BaWü
gestellten Weichen durch fehlge-
leitete politische Veränderungen
führten zu längerfristiger Niveau-
absenkung im Bildungsbereich.
Diese Konsequenz ist leider
länderübergreifend (vielleicht mit
Ausnahme in Bayern und Sach-
sen) Fakt. Ich stimme Frau Deth-
leffs-Niess absolut zu, wenn dies
korrigiert werden müsse, damit
in Folge eines Missverhältnisses
zwischen Begabung – Nicht-
begabung in einer Schulklasse
der Bildungsauftrag in weiter-
führenden Schulen nicht in
freien Fall gerät. �
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BDS geht in die Luft

Nahezu 100 BDS-Mitglieder und ihre
Freunde haben der BDS-Landesver-
band, der BDS-Kreisverband Schwä-

bisch Hall und die Ortsvereine Wallhausen
und Schwäbisch Hall am Freitag, 22. Juli
2016, begrüßt. Bei weitgehend strahlendem
Sonnenschein, amerikanischen Hamburgern
und Schweinehals genossen die Teilnehmer
die gelungene Veranstaltung. Auf dem 
Programm standen neben Segwayfahren,

Rundflügen, Kunstflugdarbietungen auch
Führungen hinter die Kulissen des Würth 
Airports. Weitere Details über den Hangar
haben die Gäste – unter ihnen auch 
Dr. Fried  rich Bullinger MdL - von Peter 
Wohlleben, Geschäftsführer des Airports, 
erfahren. Die meisten BDSler nutzten die 
Gelegenheit und gingen tatsächlich mit den
Flugzeugen in die Luft, um sich einen 
herrlichen Überblick über die Region zu 

verschaffen. Ein Höhepunkt des Nachmittags
war zweifellos die Vorführung, wie ein Flug-
zeug die Bannerwerbung im Flug vom Boden
aufnimmt. Das rundum herausragende BDS-
Grillen fand seinen gemütlichen Ausklang zu
sehr später Stunde und machte Appetit auf
weitere ähnliche Veranstaltungen.               �

Autor:
Otmar de Riz

Impressionen
vom 

BDS-Barbecue
Fotos: Claudia Neber, Roland Lorenz und Gerd Frank

Gigantische Stimmung beim BDS-Barbecue am Adolf Würth Airport 



17Der Selbständige  09-2016

Stolz und hoch erfreut begrüßte der er-
ste Vorsitzende Gerd Peter Gramlich
die anwesenden Gäste - darunter Lei-

mens Oberbürgermeister Hans Reinwald,
den Landtagsabgeordneten Karl Klein, Bür-
germeisterin Claudia Felden, den BDS-Prä-
sidenten Günter Hieber sowie etwa 50 Gäs-
te aus den Mitgliedsbetrieben - zum Festakt
am Freitag, 8. Juli 2016, in der Aegidiushal-
le in Leimen. Er berichtete von den
Anfängen des Vereins, der sich 1966
gegründet hat. „In diesen 50 Jahren
hat sich der damalige Gewerbeverein
zu einem geachteten Verband entwi-
ckelt, der seinen Mitgliedern mit Rat
und Tat zur Seite steht und ein kom-
petenter Ansprechpartner ist!“, be-
tonte Gramlich.

Günther Hieber überbrachte die
Glückwünsche des Bundes- und Lan-
desverbandes: „50 Jahre wird Ihr
Verein alt, das ist eine stolze Zahl,
wir reden hier von einem halben Jahr-
hundert. Sie haben ja einen sehr kre-

ativen und auffallenden Namen für Ihren
Gewerbeverein gewählt. Ich finde das gut
und vor allem finde ich toll, dass Sie in Ih-
rem Verein auch Ihren Namen leben, bei Ih-
nen ist der Name wirklich auch Programm:
Leimen aktiv im BDS.“ Hieber zählte ein ex-
trem farbenfrohes Jahresprogramm des
Gewerbevereins auf und schloss sein Lob
mit den Worten: „Das Ergebnis Ihrer Bemü-

hungen ist deutlich sichtbar: Mit rund 160
selbständigen Unternehmen aus den Be-
reichen Dienstleistung, Handel und Hand-
werk ist der BDS Leimen der mitglieds-
stärkste Verein im Rhein-Neckar-Kreis. Ich
kann nur sagen: Herzlichen Dank und bitte
machen Sie weiter so!“

Anschließend an die Reden überreichte
Gerd Gramlich einer ganze Reihe von Mit-

gliedsbetrieben, die bereits bei der
Gründung des Gewerbevereins
1966 dabei waren, eine Urkunde,
um sie für diese zum Teil über Ge-
nerationen anhaltende Treue zu eh-
ren und ihnen seinen Dank auszu-
sprechen. Die Leimener Ehrenbür-
ger Bruno Sauerzapf und Günter
Haritz eröffneten dann das Buffet,
das die Gäste auch zu zahlreichen
Netzwerkgesprächen nutzten. Die
50-jährige Jubiläumsveranstaltung
war ein voller Erfolg. Wir gratulieren
an dieser Stelle ebenfalls noch ein-
mal sehr herzlich.                             �

Der Name ist Programm
Leimen aktiv im BDS feiert 50-jährigen Geburtstag – 
Präsident Günther Hieber überbringt Glückwünsche

v.l.n.r.: Karl Klein MdL; 
Michael Wagenblaß 
2. Vors. Leimen aktiv; 
Martin Zugck, Kälte-Klima;
Claudia Felden BM; 
Thorsten Laier 
VoBa Kraichgau; Gerhard 
Rückemann; David Rieves,
Hotel Traube; Doris Rieves;
Gerd-Peter Grammlich, 
1. Vors. Leimen aktiv; 
Nathalie Müller, Weingut
Adam Müller; Günther 
Hieber, BDS-Präsident; 
Wolfgang Stern, 
BDS-Vizepräsident; 
Irmgard Schilling, Blumen
Schilling; Hans Appel, 
Heizung Sanitär; 
Klaus Dechant, Vors. KV RN; 
Hans D. Reinwald OB

Fotos: 
Leimen-Lokal Internetzeitung

v.l.n.r. Andrea Schröder-Ritzrau, SPD-Vorsitzende Rhein-Neckar, Gerd-Peter
Gramlich, Vorsitzender Leimen Aktiv im BDS, Gu ̈nther Hieber, BDS-Präsident
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Ein wenig Konzentration gehört schon
dazu, wenn man sich von den exklusi-
ven Edelkarossen aller Marken mit hei-

ßem V-8-Sound, die rund um den Seminar-
raum zu bewundern sind, nicht ablenken las-
sen möchte: Am Montagabend, 18. Juli
2016, hat im verglasten Seminarraum der
Böblinger MOTORWORLD das erste Seminar
der frisch ins Leben gerufenen BDS-Akade-
mie erfolgreich seinen Lauf genommen.
Knapp 40 Selbständige lauschten gespannt
den Vortragenden nachdem sie bei einer
Führung alles über die außergewöhnliche
Location erfahren und sich bei leckerem Fin-
gerfood und Getränken gestärkt hatten. 

Umgeben von den schnellsten und edel-
sten Autos, erfuhren die BDSler wie sich die
MOTORWORLD von einem Militärflughafen
1915 zu dem entwickelte, was sie heute ist:
ein internationaler Szenetreffpunkt mit zu
vermietenden Autoglasboxen, Verkaufsflä-
chen für Oldtimer, Highend und Lifestyle
sowie ein stark gefragter Veranstaltungs-
ort. In insgesamt 56 Glasboxen, die für min-
destens 12 Monate gemietet werden, ste-
hen hier Ferraris, McLarens, Lotus‘, Por-
sche und Oldtimer aller Variationen Tür an
Tür, die von allen bewundert und von ihren
Besitzern rund um die Uhr abgeholt und
ausgeführt werden können. „Die Autos ro-
tieren in einer Reihe und von oben nach un-
ten wie in einem Paternoster“, erklärte die
Führerin, wie die Besitzer zu ihren Autos
kommen, die in Doppelreihen übereinander
in den Parkboxen vor sich hin funkeln.

Zwischen diesen Prachtexemplaren be-
grüßte Günther Hieber, Präsident des BDS
Bundes- und Landesverbandes, seine Mit-
glieder zum Auftaktseminar der BDS-Aka-
demie mit Informationen aus der politi-
schen Arbeit des Verbandes: „Ich hoffe,
dass der Schwebezustand der Erbschafts-
steuer schnellstmöglich beendet wird. Zu
diesem und anderen Themen bin ich mit
Carsten Linnemann, Vorsitzender der
Mittelstandsvereinigung, ständig in engem
Kontakt.“ Darüber hinaus berichtete er von
seinen halbjährlichen Treffen mit Günther
Oettinger, in denen Themen der Europapo-
litik auf der Tagesordnung stünden. Ab-
schließend verwies er auf das 125-jährige
Jubiläum des BDS Bundesverbandes, das

dieses Jahr auf dem Bundesverbandstag
gefeiert wird.

BDS-Hauptgeschäftsführer Joachim W.
Dörr gab einen Einblick in die Arbeit der
Strategiekommission und die Entwicklung
der BDS-Akademie: „Es geht hier um pra-
xisorientierte Unterstützung für die Ver-
einsvorstände. Zusätzlich möchten wir Ihre
ehrenamtliche Tätigkeit für den BDS vor Ort
honorieren und Ihnen wertvolle Impulse für
die Weiterentwicklung Ihres Unternehmens
bieten!“ Die Veranstaltungen leben vom
Themenmix, wir werden durch die Unter-
schiedlichkeit der Themen die BDS-Akade-
mie interessant halten, so Dörr.

Wie ein Verein neue Mitglieder gewinnen
kann, darüber informierte BDS-Mitglied
Wolf R. Hirschmann von der Firma Slogan
Strategieberatung Marketing & Vertrieb aus
Filderstadt. Auf einem Stick erhielten alle
Teilnehmer Mustervorlagen zur gezielten
und einfachen Kommunikation mit poten-
tiellen Neumitgliedern. „Wir sind nur so gut,
wie Sie es da draußen betreiben! Dazu
braucht es vor allem den Dialog. Tragen Sie
die Botschaft raus: Der BDS ist auf einem
Zukunftsweg!“, betonte Hirschmann.

Mit jahrelanger Praxiserfahrung punkte-
te Thomas Oßwald, BDS-Vorstand in Kirch-
heim unter Teck bei seinen Zuhörern. Aus
seinem Vereinsorganigramm wird deutlich,
wie sich der Verein mit Doppelspitze und
vier Vertretern plus Ersatz geschickt struk-
turiert hat, um die ehrenamtliche Arbeit auf
mehrere Köpfe zu verteilen. „Wir haben
außerdem die so genannte Kerngruppen-
struktur gegründet. D.h., ich bin ein Hand-
werker und spreche einen Handwerker -
slang. Ein Dienstleister hat andere Ansprü-
che und spricht eine andere Sprache. Dafür
haben wir die verschiedenen Kerngruppen,
die den unterschiedlichen Ansprüchen ge-
recht werden“, erklärte der Schreinermeis-
ter und Chef der Schreinerei Leibiger in
Kirchheim/Teck und fügte hinzu: „Außer-
dem können Projektgruppen gegründet
werden zu Themen, die die Mitglieder be-
schäftigen.“ Zahlreiche Fragen zu seinen
Erfahrungen und Lösungsvorschlägen zeig-
ten, dass das Thema bei den anderen Teil-
nehmern auf fruchtbaren Boden fiel.

Zu Guter Letzt erklärte Matthias Alber

von der tempus GmbH in Giengen, dass es
durchaus möglich ist, in seinem Geschäfts-
leben und in seinem Privatleben dauerhaft
Ordnung zu halten und damit mehr an Le-
bensqualität und geschäftlichem Erfolg zu
gewinnen. „Kai Zen“ bedeutet auf Japanisch
„ständige Verbesserung“, daraus leitet sich
die Büro Kaizen® Methode ab, die BDS-
Mitglied Matthias Alber den Teilnehmern an
diesem Abend näher brachte: „Leertischler
sind effizienter als Volltischler“, betonte Al-
ber und fügte hinzu: „Ziel muss es sein, den
Schreibtisch nachhaltig aufzuräumen!“

Die Veranstaltung in der MOTORWORLD
war die erste Auftaktveranstaltung unter
dem Motto „Die effektive und effiziente
Führung von Ortsvereinen“ plus Chef-Se-
minar: „Für immer aufgeräumt, 20 Prozent
mehr Effizienz mit Büro-Kaizen®“. Geplant
ist, diese Auftaktseminare in verschiede-
nen Regionen von Baden-Württemberg
stattfinden zu lassen. Aktuelle Informatio-
nen, Seminarprogramm und -kosten sowie
Anmeldemöglichkeit sind unter 
www.bds-akademie.org zu finden.           �

LV BADEN-WÜRTTEMBERG

BDS-Akademie geht an den Start
Starker Auftakt inmitten von PS-Monstern

Terminvorschau: 

01. Oktober 2016, 09.30 Uhr, ehemali-
ger Wasserturm Mannheim Seckenheim

Auftaktseminar der BDS-Akademie in
der Region Nordbaden: „Die effektive
und effiziente Führung von Ortsverei-
nen“ plus Unternehmerbonus: „Für im-
mer aufgeräumt, 20% mehr Effizienz
mit Büro-Kaizen®“ mit Führung durch
das Aufzugsmuseum.

Foto: Harald K. Kunkel
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Terminvorschau: 

17. September 2016, 9.30 Uhr, 
Parkhotel Stuttgart Messe-Airport, Leinfelden-Echterdingen

Exklusiv-Seminar: „Die Geheimwaffen effektiver Kommunikation“

Lernen Sie vom deutschen 007, dem Ex-Geheimagenten und Bestsellerautor Leo Mar-
tin, wie man Menschen für sich gewinnt und den Einfluss auf andere erhöht. Er erklärt
Ihnen den Zugangscode zum Gegenüber und wie Sie mit der 007-Formel Vertrauen auf-
bauen können. 

Fotos: Joachim Burkhardt, www.jb-photodesign.de

Foto: leo-martin.de



Aktuelle Termine der 
BDS-Orts- und Kreisverbände 

07.09.2016 BDS Besigheim: 18. Unternehmerfrühstück

07.09.2016 BDS Kirchberg/Murr: Kinderferienprogramm bei Fa. Gläser

10.09.2016 GHV Filderstadt-Bernhausen: Familienfest

11.09.2016 GV Illingen: Tagesausflug Wanderung um Schorndorf

11.09.2016 GHV Stuttgart-Feuerbach: Verkaufsoffener Kirbe-Sonntag

13.09.2016 RGV Rheinau: jour fix – für Vorstand, Beiräte, Mitglieder und Gäste

13.09.2016 GV Illingen: 5. Sitzung Vorstand und Ausschuss

13.09.2016 GV Gerabronn: Mitgliederversammlung mit Neuwahlen

14.09.2016 BDS Kirchberg/ Murr: Vorstands- und Ausschusssitzung 

15.09.2016 BDS Mannheim-Mitte: Mittagstisch

15.09.2016 GV Illingen: Teilnehmertreffen VK Open

16./17.09.2016 BDS Mudau: 28. Mudauer Laurentiusmarkt

17.-24.09.2016 BDS Besigheim: Faire & Regionale Woche in Besigheim

17./18.09.2016 BDS Böhl-Iggelheim: Leistungsschau

18.09.2016 GV Illingen: Festumzug 1250 Jahre Illingen anschl. gesellige Feier

19.09.2016 BDS Mannheim-Mitte: Jahres-Mitgliederversammlung, Augusta Hotel

20.09.2016 GHV Filderstadt-Bernhausen: Ausschusssitzung

21.09.2016 GV Merdingen: Vorstandssitzung im „Gasthof Keller“

24.09.2016 BDS Balzheim: „Flohmarkt meets Street Food“

28.09.2016 BDS Remseck: BdS-Stammtisch Remseck-Neckarrems

29.09.2016 BDS Stuttgart-Vaihingen-Rohr-Büsnau-Dachswald-Dürrlewang: 
Vaihinger Wirtschaftsgespräche, Rathaus Vaihingen

30.09.- 03.10.2016 BDS Ludwigsburg: Städtereise Hamburg

01.-03.10.2016 HGV Rosengarten: 25 Jahre HGV Rosengarten

04.10.2016 BDS Bonlanden: Krämermarkt

04.10.2016 BDS Schwäbisch Hall: Highlights-Veranstaltung 2016

06.10.2016 HGV Schlierbach: Stammtisch

Weitere Termine immer aktuell unter www.bds-bw.de/termine

LV BADEN-WÜRTTEMBERG
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Nutzen Sie das wichtigste Business-Tool Deutschlands – Microsoft Office –, wie Sie es
noch nie genutzt haben. Denn Office 365 ist nicht nur immer auf dem neusten Stand,
sondern auf Desktop, Tablet und Smartphone überall nutzbar.

Verbandsmitglieder genießen jetzt Office 365 für 3 Monate kostenlos. Einfach bei der
Buchung für Office Business Premium den Aktionscode 31649-2001-GPP6MKS72V622
und für Exchange Online 31649-2101-BERDITFYIYESY eingeben und sofort loslegen.
Jetzt buchen unter: www.cloud.telekom.de/software/office-365 

Überzeugen Sie sich 3 Monate 
vom neuen Office 365.

Aktion gültig bis 31.12.2016 und nur für Verbandsmitglieder. *Pro Nutzer/Monat. In den ersten 3 Monaten entfällt die monatliche Grundgebühr (gültig für max. 10 Lizenzen/Kunde).
Mindestvertragslaufzeit Exchange Online: 1 Monat; Mindestvertragslaufzeit Office 365 Business Premium: 12 Monate. Verträge sind zum Ende der Mindestvertragslaufzeit jederzeit
kündbar. Erfolgt keine Kündigung, verlängert sich der Vertrag automatisch um die Mindestvertragslaufzeit. Ein Angebot von Telekom Deutschland GmbH, Landgrabenweg 151, 53227 Bonn.

*




